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Frist von fünf Jahren ‘gilt nicht für Antragsteller, die zur 
Sicherung des Lebensunterhaltes zur Aufnahme einer Be­
schäftigung gezwungen sind und überwiegend wegen der Be­
treuung und Erziehung eines Kindes keine Erwerbstätigkeit 
ausgeübt haben. Die Frist von fünf Jahren verlängert sich

1. um höchstens fünf Jahre für jedes Kind, soweit wegen der 
Betreuung und Erziehung keine Erwerbstätigkeit ausge­
übt wurde,

2. um die Dauer einer Beschäftigung als Arbeitnehmer (§ 168 
Abs. 1 Satz 1) im Ausland, die für die weitere Ausübung 
des Berufes oder für den beruflichen Aufstieg nützlich und 
üblich ist, jedoch höchstens um zwei Jahre,

wenn die Zeiten nach Nummer 1 oder 2 in die Frist nach 
Satz 3 oder in die jeweils verlängerte Frist hineinreichen. 
§104 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und Satz 3 sowie §107 gelten ent­
sprechend.

(2) Der Berechnung des Übergangsgeldes ist das um die 
gesetzlichen Abzüge verminderte Arbeitsentgelt im Sinne des 
§ 112 zugrunde zu legen. Das Ubergangsgeld beträgt

1. bei einem Behinderten, der die Voraussetzungen des § 111 
Abs. 1 Nr. 1 erfüllt oder dessen Ehegatte, mit dem er in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, eine Erwerbstätigkeit nicht 
ausüben kann, weil er den Behinderten pflegt oder selbst 
der Pflege bedarf, 80 vom Hundert,

2. bei den übrigen Behinderten 70 vom Hundert 
des nach Satz 1 maßgebenden Betrages.

(3) (gegenstandslos)
(4) Die Vorschriften des Vierten Abschnitts über das Ar­

beitslosengeld gelten entsprechend, soweit die Besonderheiten 
des Ubergangsgeldes dem nicht entgegenstehen.

(5) Behinderten, die nicht die Voraussetzungen nach Ab­
satz 1 Satz 3 bis 6 erfüllen und bis zum Beginn der Maß­
nahme Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe bezogen ha-- 
ben, wird ein Übergangsgeld in Höhe des Betrages gewährt, 
den sie als Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe zuletzt 
bezogen haben. Hätte sich das Arbeitslosengeld oder die Ar­
beitslosenhilfe in der Zeit, in der der Antragsteller an der 
beruflichen Maßnahme teilnimmt, erhöht, so erhöht sich das 
Übergangsgeld vom gleichen Tage an entsprechend.

§59 a 
(gegenstandslos)

§ 59 b
Anpassung des Übergangsgeldes

(1) Das Übergangsgeld erhöht sich jeweils nach Ablauf eines 
Jahres seit dem Ende des Bemessungszeitraumes um den 
Vomhundertsatz, um den die Renten der gesetzlichen Renten­
versicherung zuletzt vor diesem Zeitpunkt angepaßt worden 
sind; es darf nach der Anpassung 80 vom Hundert der nach 
§ 175 Abs. 1 Nr. 1 für den Beitrag zur Arbeitsverwaltung gel­
tenden Beitragsbemessungsgrenze nicht übersteigen.

(2) Der Minister für Arbeit und Soziales kann durch An­
ordnung das Übergangsgeld der Entwicklung der durchschnitt­
lichen Arbeitsentgelte anpassen. Er kann dabei auch- den An­
passungstag festsetzen.

§ 59 c
Kontinuität der Leistungen

Hat der Behinderte Ubergangsgeld oder Krankengeld be­
zogen und wird im Anschluß daran eine berufsfördernde Maß­
nahme zur Rehabilitation durchgeführt, so ist bei der Berech­
nung des Übergangsgeldes von dem bisher zugrunde gelegten 
Arbeitsentgelt auszugehen.

§ 59 d
Weiterzahlung des Übergangsgeldes

(1) Kann der Behinderte an einer berufsfördernden Maß­
nahme zur Rehabilitation aus gesundheitlichen Gründen nicht 
weiter teilnehmen, wird das Übergangsgeld bis zu sechs

Wochen, längstens jedoch bis zum Tage der Beendigung der 
Maßnahme weiter gewährt.

(2) Ist der Behinderte im Anschluß an eine abgeschlossene 
berufsfördernde Maßnahme zur Rehabilitation arbeitslos, so 
wird Übergangsgeld während der Arbeitslosigkeit bis zu 
sechs Wochen weiter gewährt, wenn er sich beim Arbeitsamt 
arbeitslos gemeldet hat und zur beruflichen Eingliederung zur 
Verfügung steht. In diesem Falle beträgt das Übergangsgeld

1. bei einem Behinderten, bei dem die Voraussetzungen des 
§59 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 vorliegen, 68 vom Hundert,

2. bei den übrigen Behinderten 63 vom Hundert
des sich aus §59 Abs. 2 Satz 1 ergebenden Betrages; zwi­
schenzeitliche Erhöhungen des Ubergangsgeldes nach 59 b sind 
zu berücksichtigen.

§ 59 e
Einkommensanrechnung

(1) Erhält der Behinderte während des Bezuges von Uber­
gangsgeld Arbeitsentgelt, so ist das Ubergangsgeld um das 
um die gesetzlichen Abzüge verminderte Arbeitsentgelt zu 
kürzen.

(2) Erhält der Behinderte durch eine Tätigkeit während 
des Bezuges von Übergangsgeld Arbeitseinkommen, so ist das 
Übergangsgeld um 80 vom Hundert des erzielten Arbeitsein­
kommens zu kürzen.

(3) Das Übergangsgeld ist ferner zu kürzen um den um ge­
setzliche Abzüge verminderten Betrag von
1. Geldleistungen, die eine öffentlich-rechtliche Stelle im 

Zusammenhang mit der Teilnahme an einer berufsför- 
demden Maßnahme zur Rehabilitation gewährt,

2. Renten, wenn dem Ubergangsgedd ein vor Beginn der 
Rentengewährung erzieltes Arbeitsentgelt oder Arbeits­
einkommen zugrunde liegt,

3. Renten, die aus demselben Anlaß wie die berufsfördern­
den Maßnahmen zur Rehabilitation gewährt werden, 
wenn durch die Anrechnung eine unbillige Doppel­
leistung vermieden wird.

(4) Soweit ein Anspruch des Behinderten auf Leistungen, 
um die das Übergangsgeld nach Absatz 3 Nr. 1 zu kürzen 
wäre, nicht erfüllt wird, geht der Anspruch des Behinderten 
insoweit mit Zahlung des Übergangsgeldes auf die Arbeits­
verwaltung über.

§ 60
Ausbildungszuschüsse an Arbeitgeber

(1) Die Arbeitsverwaltung kann Arbeitgebern Ausbildungs­
zuschüsse für die betriebliche Ausbildung körperlich, geistig 
oder seelisch Behinderter in einem Ausbildungsberuf gewäh­
ren, wenn diese Ausbildung sonst nicht zu erreichen ist.

(2) Der Ausbildungszuschuß kann für die gesamte Dauer 
der Ausbildung gewährt werden. Er soll die vom Arbeitgeber 
im letzten Ausbildungsjahr zu zahlende monatliche Ausbil­
dungsvergütung nicht übersteigen.

(3) Der Minister für Arbeit und Soziales erläßt zur Durch­
führung der Absätze 1 und 2 durch Anordnung Vorschriften 
über die näheren Voraussetzungen sowie über Höhe und Zah­
lung der Zuschüsse.

§ 61
Förderung von Werkstätten für Behinderte

(1) Die Arbeitsverwaltung kann Darlehen und Zuschüsse 
für den Aufbau, die Erweiterung und Ausstattung von Werk­
stätten für Behinderte im Sinne der §§ 54 und 57 des Schwer- 
behindertengesetzes, die voraussichtlich anerkannt werden, 
gewähren; § 50 gilt entsprechend.

(2) Der Minister für Arbeit und Soziales erläßt zur Durch­
führung des Absatzes 1 durch Anordnung Vorschriften über 
die näheren Voraussetzungen sowie über Höhe und Zahlung 
der Zuschüsse und Darlehen.


